
NZZamSonntag 11. Dezember 2022 15Schweiz

SimonMarti

Als Russland im Februar in die
Ukraine einfiel, geriet die offiziel-
le Schweiz ins Schleudern. Es
brauchte Tage und eine gehörige
Portion Druck aus dem Ausland,
bis sich der Bundesrat schliess-
lich doch noch dazu durchrang,
die westlichen Sanktionen gegen
Moskau mitzutragen. Aber in
einem zentralen Punkt weicht er
nachwie vor von der Linie der EU
ab: im Umgang mit russischen
Spionen. Der Bundesrat weigert
sich, die verdeckt agierenden
Russen härter anzugehen. Ein
umstrittener Kurs. Nun zeigen
Recherchen, dass die Regierung
dabei ausgerechnet die Einschät-
zungen des eigenenNachrichten-
dienstes (NDB) ausblendet.
Kurz nach Kriegsausbruch

mussten zahlreiche russische
Botschaftsangehörige die euro-
päischen Hauptstädte verlassen.
Sie verloren ihre Akkreditierung
und wurden des Landes ver-
wiesen. Das ist mehr als blosse
Symbolpolitik: Etliche Agenten
nutzen den Deckmantel diplo-
matischer Immunität, um für
Moskau zu spionieren. Auch in
der Schweiz.
Der Nachrichtendienst schätz-

te imFrühling, dass rund einDrit-
tel des in Bern und Genf tätigen
diplomatischen Personals aus
Russland in Tat undWahrheit Ge-
heimdiensten zuarbeite. Bald
warnte derNDB, das Land könnte
zum Einfallstor werden für Mos-
kaus Nachrichtendienste. Die
Warnungen liefen ins Leere – ge-
nauso wie die Empfehlungen,
entschlossener gegen spionie-
rende Diplomaten vorzugehen.
Das zeigt erstmals ein Sitzungs-
protokoll, das die «NZZ am Sonn-
tag» gestützt auf das Bundes-
gesetz über das Öffentlichkeits-
prinzip der Verwaltung (BGÖ)
einsehen konnte.

Verpasste Chance
Ende Juni trafen sich Vertreter
verschiedener Departemente, um
gemeinsamzuüberlegen,wie der
Bund mit einem Anliegen aus
dem Parlament verfahren soll,
das genau darauf abzielt. Eine
Motion der Aussenpolitischen

Bundesrat ignoriertGeheimdienst

Kommission desNationalrats ver-
langt vom Bundesrat die Formu-
lierung einer eigenständigen
Sanktionspolitik und im gleichen
Zug ein aktives Vorgehen gegen
spionierende russische Diploma-
ten. Der Vorstoss ist allgemein ge-
halten,mehr Bekenntnis als klare
Handlungsanweisung. Eine Ein-
ladung an den Bundesrat, den
Missstand mit eigenen Ideen zu
beheben.
Der verwaltungsinternen «Ko-

ordinationsgruppe» war dies
nicht geheuer. Eine klare Mehr-
heit der Sitzungsteilnehmer
sprach sich gegen den Vorstoss
aus, wie das Protokoll vermerkt.
Auch der NDB, beim Bund da-

für zuständig, ausländische
Diplomaten auf Herz und Nieren
zu prüfen, bevor sie ihre Residen-
zen beziehen, sass an diesem
27. Juni mit am Tisch. Seine
Experten waren die Einzigen, die
Gegensteuer gaben. Die Motion

nen die Rede ist, soll jegliches
Risiko minimiert werden.
Schwierig wird es, wenn dadurch
wie im Falle der russischen
Diplomaten womöglich neue
Risiken entstehen.

Russische Bedrohung
Mitte-Präsident Gerhard Pfister
hat so gar kein Verständnis für
diese Haltung. «Der Bund igno-
riert in dieser Frage seine eigenen
Spionage-Experten. Das kann ich
nicht nachvollziehen», sagt der
Zuger Nationalrat. «Wenn der
NDB Handlungsbedarf signali-
siert, dann sollte uns das hell-
hörigmachen.» Es gehe ihmnicht
darum, dass der Bundesrat die
Motion Punkt für Punkt umsetze.
Wenn die Regierung bessere Vor-
schläge habe, könne sie diese
gerne formulieren. Identifizierte
Spione aber müssten umgehend
das Land verlassen, verlangt Pfis-
ter. «Selbstverständlich müsste

sein, wenn Grossmächte ihren
Willenmit Gewalt durchzusetzen
versuchen», sagt Walder. Wenn
der Bund wisse, dass russische
Diplomaten in der Schweiz spio-
nieren, müsse er auch die Mög-
lichkeit haben, diese Tätigkeit
effizient zu unterbinden. «Darum
unterstützte der NDB ja auch die
Motion.» Erschwerend kommt
hinzu, dass gleich drei Departe-
mente von dieser Frage unmittel-
bar betroffen sind. Alle geben sich
auf Anfrage zugeknöpft. Das in
der Sanktionspolitik feder-
führende Wirtschaftsdeparte-
ment von Bundesrat Guy Parme-
lin nimmt weder Stellung zum
Standpunkt des Nachrichten-
dienstes noch zur bundesrät-
lichen Position.
Ähnlich tönt es aus demHause

von Aussenminister Ignazio Cas-
sis: «Das EDA kommentiert die
Einschätzung des NDB nicht.»
Das Aussendepartement lässt
ebenfalls offen, ob die Schweiz
identifizierte Spione ausweist.
Fakt ist: Die Zahl der in Genf oder
Bern akkreditierten Russen hat
sich seit Jahresbeginn kaum ver-
ändert. Derzeit sind 212Diploma-
ten, Konsularbeamte undweitere
Botschaftsangestellte aus Russ-
land gemeldet. Allfällige Verge-
hen behandelt das EDA diskret.
Interventionen geschähen auf
diplomatischemWeg, so ein Spre-
cher. «Eine Entscheidung über
die Ausweisung eines Diplomaten
wird aus Gründen der inneren
Sicherheit getroffen, und diese
Fälle werden nicht öffentlich
kommuniziert.»
Auch der Nachrichtendienst,

angesiedelt in Bundesrätin Viola
Amherds Verteidigungsdeparte-
ment, will seine Unterstützung
für die Motion nicht erklären.
Man äussere sichweder zu seinen
internen Prozessen noch zu sei-
nen operationellen Tätigkeiten
und Vorgehensweisen, so eine
Sprecherin. Aber der NDBmacht
keinHehl aus der Bedrohung, die
von Putins Russland ausgeht.
«Die russischen Spionageaktivi-
täten sind seit langer Zeit ein
Hauptfokus des Nachrichten-
dienstes.» Der Ukraine-Krieg ha-
be die Richtigkeit dieses Schwer-
punkts bestätigt.

DerNDBdrängt vergeblichaufMassnahmengegen spionierende russischeDiplomaten

man solche Diplomaten auswei-
sen. Das erwarte ich von einem
Staat, der seine Souveränität ver-
teidigt und seine Sicherheit
garantierenmuss.»
Der grüne Aussenpolitiker

NicolasWalder setzt sich gemein-
sam mit Pfister dafür ein, die
«Sanktionspolitik grundsätzlich
zu überdenken und zu klären»,
wie er es formuliert. Und auch der
GenferWalder kann nicht begrei-
fen, dass die Regierung die Ein-
wände des NDB übergeht. «Als
kleines Land, dessen Überleben
vonder Einhaltung des Rechts ab-
hängt, kann es uns nicht egal
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Russische Botschaft in Bern: Der Bund zögert imUmgangmit akkreditierten Agenten des Kreml.

der Nationalräte sei für den Um-
gangmit spionierendenDiploma-
ten eine Chance, erklärten die
NDB-Beamten. Sie betonten die
Handlungsmöglichkeiten, die der
Bund durch eine Annahme ge-
wänne, und riefen den Anwesen-
den in Erinnerung, dass bereits
heute eine rechtliche Basis vor-
handen sei, «um in dieser Situa-
tionMassnahmen zu ergreifen».
Der NDB fand kein Gehör. Zu

gross seien die politischen und
ökonomischen Risiken einer ent-
schlossenen Sanktionspolitik, so
die Furcht in den anderenDienst-
stellen. «Wenig konstruktiv», lau-
tete das Verdikt eines Beamten
des Bundesamtes für Justiz.
Der Bundesrat folgte der vor-

gespurten Argumentation dank-
bar. Auf die nachrichtendienst-
liche Tätigkeit russischer Diplo-
maten geht die Regierung in ihrer
Antwort an das Parlament gar
nicht erst ein. Wenn von Sanktio-

DerNDBmacht
keinHehl aus
derBedrohung,
die vonPutins
Russlandausgeht.
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